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EU – INDONESIEN 
HANDELSBEZIEHUNGEN AUF DEM PRÜFSTAND
Die Europäische Union hat kürzlich ein Handelsabkommen mit Indonesien fertig verhandelt. Trotz di-
verser Handelskonflikte zwischen den beiden Handelspartnern, die auch auf WTO-Ebene ausgetragen 
werden, konnte nun ein Abschluss erzielt werden. Doch welche Widersprüche und Spannungsfelder 
zeigen die WTO-Konflikte rund um Rohstoffe, Stahlerzeugnisse und Palmöl hinsichtlich Entwicklungs-
chancen und Nachhaltigkeitsfragen? 

Ein neues Handelsabkommen

In der Europäischen Union geht es derzeit 

Schlag auf Schlag mit dem Abschluss von 

Verhandlungen über Handelsabkommen mit 

Drittstaaten. Nach den Einigungen mit den 

Mercosur-Staaten (Dezember 2024) und 

Mexiko (Januar 2025) hat die EU innerhalb 

eines Jahres nun mit Indonesien (Septem-

ber 2025) bereits das dritte Handelsabkom-

men fertig verhandelt. Dies kam für viele 

Beobachter:innen überraschend schnell, da 

die 2016 begonnenen Verhandlungen über 

Jahre hinweg aufgrund zahlreicher strittiger 

Themen schleppend verlaufen waren. Dazu 

zählten Nachhaltigkeitsfragen bei Palmöl, 

Exportbeschränkungen für Rohstoffe sowie 

der Marktzugang für europäische Industrie-

güter. 

Die veränderten geopolitischen Rahmenbe-

dingungen und insbesondere die aktuelle 

Zollpolitik der USA unter ihrem Präsidenten 

Donald Trump trugen nun dazu bei, dass auf 

beiden Seiten der politische Wille bestand, 

bestehende Streitpunkte auszuräumen und 

Kompromisse einzugehen. Mit dem nun 

vorliegenden Vertrag zielt die EU darauf ab, 

ihre Freihandelsagenda zu forcieren und ihre 

Strategie der Diversifizierung von Handels-

beziehungen voranzutreiben. Konkret ver-

spricht sich die EU, den Zugang zu wich-

tigen Rohstoffen wie Nickel und Bauxit zu 

sichern, sowie die Absatzmärkte für europä-

ische Industriegüter und Agrarprodukte aus-

zuweiten.1 Indonesien erhofft sich wiederum 

steigende Investitionen aus der EU, insbe-

sondere in den Bereichen Energie, Chemie, 

Infrastruktur und Industrie. Gleichzeitig soll 

der erleichterte Zugang zum EU-Markt hel-

fen, den Rückgang von Exporten in die USA 

– etwa im Textilsektor – abzufedern und den 

Export von Palmöl zu forcieren.2 

Asymmetrische Handelsbeziehungen

Hinsichtlich der aktuellen Handelsbezie-

hungen zeigt sich folgendes Bild: Die EU 

ist Indonesiens fünftgrößter Handelspart-

ner (mit einem Anteil von 6,4 % am gesam-

ten Handel des Landes). Mit Exporten von 

ca. 17,5 Mrd. € und Importen von ca. 11,1 

Mrd. € weist das asiatische Land 2024 ei-

nen Handelsbilanzüberschuss gegenüber 

der EU auf. Demgegenüber liegt Indonesien 

als Handelspartner für die EU an 33. Stelle, 

wobei auf Seite der EU ein Handelsbilanz-

defizit besteht.  Letztes Jahr belief sich der 

bilaterale Waren- und Dienstleistungshan-

del zwischen der EU und Indonesien auf 

EU-Ausfuhren im Wert von ca. 15,4 Mrd. € 

und EU-Einfuhren auf ca. 20,6 Mrd. €.3

Während die EU vor allem Maschinen, 

Chemikalien und technische Ausrüstun-

gen exportiert, liefert Indonesien in erster 

Linie Rohstoffe wie Nickel, landwirtschaft-

liche Produkte (z.B. Palmöl) sowie Kon-

sumgüter (z.B. Textilien und Schuhe).4 Der 

Handel ist damit im Wesentlichen vom 
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Austausch von Industriegütern einerseits 

und landwirtschaftlichen Produkten sowie 

Rohstoffen andererseits Seite geprägt. Für 

die EU erweist sich dies vor allem deshalb 

als vorteilhaft, weil sie so Zugang zu Roh-

stoffen und günstigen Konsumgütern auf 

der einen Seite hat. Auf der anderen Seite 

ist Indonesien ein Absatzmarkt für euro-

päische Industrieprodukte. Diese Form 

der Handelsbeziehung ist jedoch deutlich 

asymmetrisch: Indonesien nimmt eine öko-

nomisch nachgelagerte Position ein, da 

es überwiegend Rohstoffe, Vormaterialien 

sowie arbeitsintensive Konsumgüter ex-

portiert. Als rohstoffreiches Land fungiert 

Indonesien damit in erster Linie als Zulie-

ferer für die industrielle Produktion anderer 

Staaten, wodurch nur ein vergleichsweiser 

geringer Teil der Wertschöpfung im eigenen 

Land stattfindet. Der überwiegende Teil fällt 

durch die industrielle Weiterverarbeitung 

der Rohstoffe stattdessen der EU und ihren 

Unternehmen zu. 

Entwicklungsstrategien im 
Konflikt mit WTO-Recht

Um diese strukturelle Abhängigkeit zu 

durchbrechen und ökonomisch aufzustei-

gen, ist Indonesien seit einigen Jahren 

dazu übergangen, die Weiterverarbeitung 

der Rohstoffe im Land voranzutreiben und 

sich eine eigene industrielle Basis aufzu-

bauen. Als ein zentrales Instrument setzt 

das Land Exportbeschränkungen ein. Un-

ternehmen dürfen Rohstoffe wie Nickel, 

Bauxit oder Kobalt nur noch exportieren, 

wenn ein bestimmter Anteil im Land wei-

terverarbeitet wird. Zudem werden Inves-

titionsanreize, Steuervergünstigungen und 

Zollerleichterungen für die Ansiedlung von 

Hüttenwerken, Batteriezellenfabriken und 

anderen weiterverarbeitenden Industrien 

gewährt. Ziel dieser Maßnahmen ist es, die 

Wertschöpfung im eigenen Land zu erhö-

hen und die Abhängigkeit des Landes von 

reinen Rohstoffexporten zu reduzieren.5 

Diese Politik hat jedoch zu handelsrechtli-

chen Spannungen mit der EU und anderen 

Handelspartnern geführt. Die EU sieht in den 

Exportbeschränkungen einen teilweisen Ver-

stoß gegen WTO-Regeln und hat deshalb 

Klage gegen Indonesien vor der WTO6 ein-

gereicht. Das dafür eingerichtete WTO-Panel 

kam 2022 zu dem Ergebnis, dass Indone-

siens Maßnahmen ungerechtfertigt wären. 

Konkret verletzen sowohl das Exportverbot 

für Nickelerze als auch die Pflichten zur In-

landsverarbeitung das Verbot von mengen-

mäßigen Beschränkungen (Art. XI GATT) im 

internationalen Handel. Auch die Ausnah-

meregelungen des Art. XX GATT, wonach 

handelsbeschränkende Maßnahmen in be-

stimmten Fällen erlaubt sind, treffen laut 

Panel-Entscheidung nicht zu. Indonesien 

berief sich dabei insbesondere auf die Klau-

sel zum Schutz natürlicher Ressourcen (Art. 

XX g GATT), konnte das Panel jedoch nicht 

überzeugen, dass die Maßnahmen tatsäch-

lich dem Ziel der Ressourcenschonung die-

nen und in einem ausgewogenen Verhältnis 

zu den handelspolitischen Verpflichtungen 

stehen. Indonesien ging nach der Panel-Ent-

scheidung in Berufung. Aufgrund der aktu-

ellen Blockade des WTO-Berufungsgremi-

ums – die USA verweigert seit Jahren die 

Zustimmung zur Nachbesetzung von fehlen-

den Richter:innen – gibt es keine endgültige 

Entscheidung über den Streitfall.7 Indonesien 

hat sich bisher auch nicht dem unter der EU, 

China und anderen WTO-Mitgliedern errich-

teten Ersatz-Streitbeilegungsmechanismus 

angeschlossen.8 

Umkämpfter Stahlsektor

Die handelspolitischen Spannungen zwi-

schen der EU und Indonesien blieben al-

lerdings nicht auf den Rohstoffsektor be-
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schränkt, sondern haben sich inzwischen 

auf den Stahlsektor – als nachgelagerten 

Industriezweig – ausgeweitet. Indonesien 

reichte 2023 seinerseits eine WTO-Be-

schwerde gegen die EU ein, die ein Jahr zu-

vor Anti-Dumping- und Subventionszölle auf 

bestimmte Edelstahlerzeugnisse aus einzel-

nen asiatischen Ländern, darunter Indone-

sien, eingeführt hatte. Die EU begründete 

ihre Maßnahme damit, dass diese Produkte 

zu Preisen unter dem normalen Marktwert 

in die EU exportiert (Preisdumping) bzw. 

durch ungerechtfertigte staatliche Subven-

tionen für heimische Produzenten künstlich 

verbilligt wurden.9 Indonesien führte in sei-

ner Beschwerde ins Treffen, dass die EU die 

WTO-Prinzipien, wonach Antidumping-bzw. 

Subventions-Zölle in begründeten Fällen 

durchaus verhängt werden können, verletzt 

habe. Aus Sicht Indonesiens waren die Be-

rechnungen und Begründungen der EU für 

die Zölle ohne ausreichende Beweise und 

mit fehlerhaften Berechnungsmethoden 

durchgeführt worden. Erst Anfang Oktober 

2025 kam das für den Streitfall eingerichtete 

Panel zu dem Schluss, dass in Indonesien 

weder Rohstoffpreise unter dem Marktwert 

verrechnet noch verbotene Subventionen 

vergeben worden sind. Vielmehr habe die 

EU-bei der Verhängung von Ausgleichs-

zöllen auf indonesischen Edelstahl gegen 

WTO-Recht verstoßen. Diese Panel-Ent-

scheidung veranlasste Indonesien umge-

hend dazu, von der EU die Aufhebung ihrer 

Zölle zu fordern.10 Die EU hat jedoch Ende 

November 2025 Berufung gegen diese Ent-

scheidung eingelegt, weshalb auch dieser 

Streitfall weiterhin offen bleibt.11

Palmöl: wichtiges Exportgut  
für Indonesien

Ein weiterer zentraler Konflikt zwischen der 

EU und Indonesien betrifft Palmöl. Neben 

seinem Rohstoffreichtum ist Indonesien welt-

weit größter Produzent und Exporteur von 

Palmöl, das vor allem in Lebensmitteln, Kos-

metika, chemischen Produkten und Biokraft-

stoffen Verwendung findet. Die Palmölin-

dustrie ist mit einem 17 %-Anteil am BIP ein 

zentraler Wirtschaftszweig des Landes, der 

in etwa 8 Millionen Arbeitsplätze umfasst und 

erhebliche Devisen generiert12. Gleichzei-

tig steht sie aber international seit Jahren in 

der Kritik, insbesondere wegen Entwaldung, 

Biodiversitätsverlust und Treibhausgasemis-

sionen, die mit der landwirtschaftlichen Ex-

pansion einhergehen. Dazu kommt Zerstö-

rung von Lebensraum für die örtliche Bevöl-

kerung, prekäre Beschäftigungsverhältnisse 

gepaart mit niedrigen Löhnen und zum Teil 

Kinderarbeit sowie gesundheitsgefährdende 

Arbeitsbedingungen infolge des Einsatzes 

giftiger Chemikalien.13 

Für die EU ist Palmöl ein wichtiger Importroh-

stoff für zahlreiche Industriezweige. Gleich-

zeitig spielt Palmöl eine zentrale Rolle bei 

der Produktion von Biodiesel, wo es in der 

EU lange Zeit einen erheblichen Anteil (ca. 

30 Prozent) unter den Pflanzenölen stellte.14 

Aufgrund der zunehmenden Kritik an der Ent-

waldung von Regenwald für den Palmöl-An-

bau setzte die EU in den vergangenen Jah-

ren Maßnahmen, um den Einsatz von nicht 

nachhaltig erzeugtem Palmöl zu reduzieren. 

Die im Jahr 2019 verabschiedete EU-Richt-

linie zu erneuerbaren Energien II (RED II), 

durch die der Einsatz von nicht nachhaltig 

erzeugtem Palmöl in Biokraftstoffen bis 2030 

stufenweise auslaufen lassen soll, war der 

Ausgangspunkt für weitere WTO-Streitfälle 

zwischen der EU und Indonesien.

Palmöl als Handelskonflikt

Indonesien sieht in der EU-Richtlinie einen 

Verstoß gegen WTO-Recht, da diese einen 

Großteil des indonesischen Palmöls faktisch 

vom EU-Markt ausschließt und es damit dis-
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kriminiert. So reichte Indonesien 2019 Klage 

bei der WTO ein, um die Richtlinie anzufech-

ten. Das eingesetzte WTOPanel kam im Ja-

nuar 2025 zu dem Schluss, dass die EU zwar 

grundsätzlich das Recht hat, umwelt und kli-

mapolitische Maßnahmen zu ergreifen, einige 

Umsetzungsfragen – vor allem die Einschät-

zung hinsichtlich des hohen Risikos indirek-

ter Landnutzungsänderung beim Palmöl-An-

bau – allerdings durch WTO-Recht nicht ge-

deckt sind.15 Die EU hat bereits angekündigt, 

diese Punkte reparieren zu wollen und dies 

auch der WTO mitgeteilt.16

Darüber hinaus gibt es bei Palmöl einen zwei-

ten WTO-Streitfall zwischen der EU und In-

donesien, der die von der EU 2019 eingeführ-

ten Ausgleichszölle auf Biodieselimporte aus 

Indonesien betrifft. Die EU begründete diese 

Zölle damit, dass indonesische Produzenten 

durch staatliche Subventionen auf Palmöl 

künstlich verbilligten Biokraftstoffe herstel-

len, was zu Wettbewerbsverzerrungen führe. 

Indonesien erhob 2023 Klage bei der WTO 

und führte ins Treffen, dass die EU-Maßnah-

men gegen das WTO-Abkommen über Sub-

ventionen und Ausgleichsmaßnahmen ver-

stoßen würden. Das Abkommen regelt, unter 

welchen Bedingungen einerseits staatliche 

Subventionen zulässig sind und anderer-

seits andere Mitglieder dagegen Ausgleichs-

maßnahmen wie Zölle erheben dürfen, um 

Wettbewerbsverzerrungen im internationalen 

Handel zu verhindern. Ende August 2025 gab 

das eingerichtete WTO-Panel Indonesien in 

zentralen Punkten Recht: Die EU habe un-

zureichend nachgewiesen, dass die Politik 

Indonesiens als Subvention zu werten sei, 

und habe keinen klaren Nachweis für einen 

verursachten Marktschaden erbracht. Wäh-

rend Indonesien die EU umgehend auf for-

derte, ihre Zölle zurückzunehmen, legte die 
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EU Berufung gegen die WTO-Entscheidung 

ein. Da das WTO-Berufungsgericht derzeit 

blockiert ist, bleibt der Fall offen und die Zölle 

gelten bislang weiter.17

Widersprüche und Spannungsfelder 
im WTO-Handelsregime

Die WTO-Streitfälle zwischen der EU und 

Indonesien im Rohstoff- bzw. Stahlbereich 

zeigen, wie das internationale Handelsrecht 

Handlungsspielräume von Ländern des 

Globalen Südens einschränkt. Indonesien 

verfolgt mit seiner Rohstoffpolitik das Ziel, 

mehr Wertschöpfung im eigenen Land zu 

behalten und die Abhängigkeit von der Aus-

fuhr unverarbeiteter Rohstoffe, die starken 

internationalen Preisschwankungen unter-

liegen, zu verringern. Nach dem Regelwerk 

der WTO gelten solche Politiken, insbeson-

dere mengenmäßige Ausfuhrbeschränkun-

gen, jedoch als unzulässige Handelshemm-

nisse. Damit werden entwicklungspolitisch 

sinnvolle Maßnahmen zur Industrialisierung 

und wirtschaftlichen Selbstbestimmung im 

WTO-Recht strukturell benachteiligt. 

Während Industrieländer ihren eigenen wirt-

schaftlichen Aufschwung einst durch protek-

tionistische und staatliche gelenkte Strate-

gien absicherten, verwehren sie nun Ländern 

im Globalen Süden den Einsatz dieser indus-

triepolitischen Instrumente. Wie der Ökonom 

Ha-Joon Chang18 es beschreibt, stoßen die 

Industrieländer Ländern im Globalen Süden 

die Leiter für einen Aufstieg in der Wertschöp-

fungskette weg. Das WTO-Regelwerk nimmt 

Ländern des Globalen Südens die Möglich-

keit, durch strategische Eingriffe in Märkte 

ihre Industrien aufzubauen und damit ihre 

wirtschaftlichen Möglichkeiten zu erweitern. 

Freihandelsprinzipien wird im WTO-Recht 

demnach ein höherer Stellenwert eingeräumt 

als legitime Entwicklungsstrategien von Län-

dern wie Indonesien. 

Zusätzlich wird an den geltenden WTO-Han-

delsregeln ein Spannungsfeld zur Klima- und 

Nachhaltigkeitspolitik sichtbar. Die EU be-

gründet ihre Regelung zu Palmöl im Zusam-

menhang mit erneuerbaren Energien (RED 

II) mit Klimaschutz- und Entwaldungszielen, 

die aus einer ökologischen bzw. klimapoli-

tischen Perspektive mit Nachdruck voran-

getrieben werden müssen. Für Länder wie 

Indonesien bedeutete diese EU-Regelung 

jedoch den Verlust zentraler Exportmöglich-

keiten und eine faktische Benachteiligung 

ihrer (klein-)bäuerlicher Produzenten, die 

sich die von der EU geforderten Nachhaltig-

keitszertifizierungen kaum leisten können. 

Durch Handelsabkommen und die inter-

nationalen Handelsregeln der WTO haben 

Industrieländer wie die EU historisch dazu 

beigetragen, dass Produkte wie Palmöl für 

Indonesien zu zentralen Exportgütern ge-

worden sind. Dies oft auf Kosten ökologisch 

wichtiger Naturräume wie etwa tropischer 

Regenwälder, lokaler Bevölkerung und Ar-

beiter:innen in dieser Branche. Um von ei-

nem erfolgreichen, allerdings auch schäd-

lichen, Exportprodukt, hin zu einer nach-

haltigen und wertschöpfungsintensiveren 

Wirtschaftsweise zu gelangen, benötigt das 

Land allerdings Handlungsspielraum. Wenn 

es aber aufgrund geltender Handelsregeln 

keine oder nur eingeschränkte Schutzinstru-

mente nutzen darf, wird es Indonesien kaum 

schaffen, gleichzeitig nachhaltig zu produ-

zieren, soziale (Mindest-)Standards zu ein-

halten und global wettbewerbsfähig zu sein.

Umgekehrt versucht die EU, ihre Klimaziele 

bei Aufrechterhaltung und Verteidigung von 

Welthandelsregeln zu erreichen. Umweltau-

flagen in einem von Wettbewerb dominier-

ten Welthandelssystem wirken strukturell 

allerdings ungleich. Sie erhöhen die Kosten 

dort, wo nicht nachhaltige Produktionsstruk-

turen für den internationalen Export repariert 

EU – Indonesien: Handelsbeziehungen auf dem Prüfstand

Während In-
dustrieländer 

ihren wirt-
schaftlichen 
Aufschwung 

einst durch 
protektionisti-

sche Strategien 
absicherten, 

verwehren sie 
nun Ländern im 
Globalen Süden 

diesen Weg.



Seite 20 | infobrief eu & international 4|2025

werden sollen, und schützen so indirekt die 

Wettbewerbsposition des Nordens.  Dem 

Weg, den die EU im Zusammenhang mit 

Palmöl eingeschlagen hat, wird allerdings 

keine WTO-Rechtskonformität bescheinigt, 

da dieser den Marktzugang anderer Län-

der einschränkt. Auch wenn Klimaschutz im 

Rahmen der WTO grundsätzlich als legitimes 

Ziel anerkannt wird, können konkrete Maß-

nahmen potenziell als handelswidrig gelten. 

Anhand der oben beschriebenen WTO-Fälle 

zu Palmöl zeigen sich damit die mehrfachen 

Widersprüche und Spannungsfelder der 

Freihandelslogik im Zusammenhang mit den 

globalen Nachhaltigkeitszielen auf. 

Neue Nachhaltigkeits- und 
Kooperationsabkommen

Ein nachhaltiger und gerechter Umbau des 

Welthandels kann nur durch strukturelle 

Neugestaltung globaler Produktions- und 

Konsummuster erfolgen und nicht durch 

Aufrechterhaltung des Freihandels um je-

den Preis. Während die Freihandelsdoktrin 

auf dem Abbau von Marktschranken und 

Maximierung von Wettbewerb basiert, sind 

ökologische und soziale Nachhaltigkeit auf 

Regulierung und Kooperation angewiesen. 

Daher sollte die EU mit ihrer Handelspolitik 

kooperative, entwicklungspolitisch abge-

stimmte Handelsbeziehungen fördern, die 

es Ländern wie Indonesien ermöglichen, 

ihre Industrien aufzubauen und gleichzeitig 

nachhaltige Produktionsweisen umzuset-

zen. Die EU sollte ihre Freihandelsdoktrin, 

die bislang ökologische und soziale Un-

gleichheiten verfestigt, durch neue Nachhal-

tigkeits- und Kooperationsabkommen erset-

zen. Wie sich am Abschluss der Verhandlun-

gen über ein Handelsabkommen zwischen 

der EU und Indonesien aber zeigt, folgt 

dieses nach Aussagen der Verhandler:innen 

auf beiden Seiten der alten Freihandelslogik. 

Damit verfestigen sich einmal mehr die da-

mit verbundenen ökologischen und sozialen 

Ungleichheiten und nehmen Staaten not-

wendige Spielräume für ihre sozial-ökologi-

sche Entwicklung.

Monika Feigl-Heihs AK Wien
monika.feiglheihs@akwien.at
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!
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